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Newsletter Nr. 04 / April 2015 


16.04.2015
Sie erhalten unseren Newsletter seit Januar 2015 in einem neuen Gewand.
Lassen Sie uns wissen, wie Ihnen die neue „Aufmachung“ gefällt oder welche Themen Sie sich wünschen.

Nachdem wir uns in den letzten Newslettern mit den Auswirkungen der am 13.06.2014 in Kraft getretene Verbraucherrechtsrichtlinie – VRRL - beschäftigt haben, steht heute die Internethandelsplattform Amazon im Mittelpunkt einiger aktueller Entscheidungen.
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1.
Aktuelle Entscheidungen
1.1
„Anhängen“ an fremde Angebote – hier: Nutzung eines Firmenschlagwortes; OLG Hamm, Urteil vom 05.03.2013 - 4 U 139/12 -
Auf der Internethandelsplattform Amazon ist das sog. Anhängen an ein fremdes Angebot seit Jahren ein vieldiskutiertes Thema und für die jeweiligen Händler mit erheblichen Risiken behaftet. In der Regel „hängt“ sich nicht der Händler selbst an ein fremdes Angebot (bzw. ein Produktphoto), sondern werden gleichartige Angebote (identische Artikel) einem Angebot dergestalt nachgeordnet, dass bei einer Suche nach diesem Artikel zunächst das führende Angebot erscheint. Die Auswahl des Plattformbetreibers, warum bzw. auf Grund welcher Kriterien ein Angebot führen soll, ist unklar.
Bislang liegen nur wenige Entscheidungen zu diesem Problem vor. Unterstellt man die Wirksamkeit der Amazon-Klausel hinsichtlich der Rechtseinräumung zur Nutzung der Bilder und Beschreibungen (siehe Ziff. 5 der Amazon-AGB), dürfen Bilder der fremden Händler übernommen werden und eigene Angebote unter diesen gelistet werden (so das LG Nürnberg-Fürth, Urteil vom 04.02.2011 -4 HK O 9301/10-; s.a. LG Bremen, Beschluss vom 10.01.2012 -7 O 1983/11-).

Etwas anderes gilt laut LG Nürnberg-Fürth dann, wenn auf den Bildern eine geschützte Unternehmensbezeichnung, ein (Handels-)Name oder eine Marke abgebildet ist. In diesen Fall sei die Klausel von Amazon unwirksam (§§ 305c Abs. 1, 307 BGB; überraschende Klausel). Amazon könne sich die Rechte an den betreffenden Bildern nicht sichern und auch nicht an andere Händler weitere Lizenzen vergeben (LG Nürnberg-Fürth, Urteil vom 04.02.2011 -4 HK O 9301/10-).
Hier setzt die jüngste Entscheidung des OLG Hamm an:

Das Oberlandesgericht (OLG) in Hamm hat mit seinem Urteil vom 05.03.2013 (in dem Verfahren -4 U 139/12-) entschieden, dass die unrechtmäßige Benutzung eines Firmenschlagwortes, das Kennzeichnungskraft besitzt, zu einer Verwechslung führen kann und daher zu unterlassen ist. Im vorliegenden Fall hatte die Beklagte eine Kennzeichnung als Warenüberschrift in einem Internetshop (Amazon) verwendet, was nach Ansicht des Gerichts eine Verletzung nach § 15 Abs. 2 MarkenG darstellt.

Damit hat das OLG die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Landgericht Bochum zurückgewiesen.

Schon in der ersten Instanz vor dem LG Bochum hatte die Beklagte eingewandt, das Firmenschlagwort nicht selbst eingegeben zu haben. Das LG Bochum hat hierzu ausgeführt, die Beklagte müsse sich das Verhalten des Plattformbetreibers (Amazon) zurechnen lassen. Denn als Händler begebe sie sich aus eigenem Antrieb auf die Handelsplattform, um dort ihr Angebot einzustellen.
Diese Rechtsauffassung ist vom OLG bestätigt worden. Die Beklagte muss sich nach Auffassung des OLG Hamm die Verletzung des klägerischen Unternehmenskennzeichen durch die vom Betreiber der Internetplattform hinzugefügte Artikelbezeichnung des klägerischen Angebotes zurechnen lassen. Für eine Haftung im Sinne des § 14 Abs. 7 UWG genügt prinzipiell das Handeln von Mitarbeitern oder Beauftragten eines von der Beklagten beauftragten Unternehmens. Die Haftung rechtfertige sich in einem solchen Fall daraus, dass der in Anspruch Genommene durch den Einsatz von Mitarbeitern und Beauftragten seinen Kreis erweitert und damit zugleich das Risiko von Zuwiderhandlungen innerhalb seines Unternehmens schafft … Der Begriff des Beauftragten sei weit auszulegen … Es käme hierbei nicht darauf an, welchen Einfluss der Inhaber des Unternehmens sich auf den Beauftragten tatsächlich gesichert hat, sondern welchen Einfluss er sich hätte sichern können und müssen … (OLG Hamm, a.a.O., Rn 93 ff).
So hätte die Beklagte (mindestens) im Falle einer vertragswidrigen, (hier: markenrechtsverletzenden) Tätigkeit durchaus die Möglichkeit gehabt, das Produkt aus dem Katalog der Internetplattform zu entfernen, sofern es dort nur unter Verletzung des Unternehmenskennzeichen der Klägerin eingestellt werden konnte (OLG Hamm, Am angegebenen Ort, Rn. 104.) …
In Konsequenz dieser Entscheidung ist jedem Händler auf der Internethandelsplattform Amazon zu raten, seine Angebote so individuell zu gestalten, dass ein anhängen an andere Angebote ausgeschossen werden kann. Zumindest müssen Markenrechtsverletzungen durch das sog. Anhängen ausgeschlossen werden. Dieses setzt auch eine laufende, engmaschige Kontrolle der Angebote voraus.

Es stellt sich schon wegen des hiermit verbundenen Aufwandes, aber auch wegen der verbleibenden Rechtsunsicherheit für jeden Internethändler die Frage, ob die Amazon-Plattform überhaupt als Angebotsträger in Frage kommt oder hier nur einige wenige Angebote plaziert werden, in deren Rahmen auf den eigenen Webshop verwiesen wird.

Daneben besteht für den betroffenen Online-Händler die Möglichkeit, Amazon auf Regress (Freistellung von den Kosten) in Anspruch nehmen, sofern er von einem Wettbewerber verklagt wird.
1.2
LG Arnsberg: Verkäufer haftet für irreführende Produkt-Beschreibung von Amazon
In dieselbe Richtung wie die zuvor angesprochene Entscheidung des OLG Hamm geht ein Urteil des LG Arnsberg vom 5.3.2015 – I–8 O 10/15 –.

Danach haftet der Verkäufer auf der Internethandelsplattform Amazon auch für eine irreführende Produktbeschreibung des Plattformbetreibers.

In dem Verfahren ging es um eine unzureichende Produktbeschreibung, die der Plattformbetreiber selbst erstellt hatte. Der verklagte Verkäufer hatte sich an dieses Angebot angehängt.

Das LG Arnsberg hat entschieden, dass in dem Verfahren eine irreführende Blickfangwerbung vorläge. Mittels einer Grafik würde für ein bestimmtes Produkt (im Streitfall: Sonnenschirme nebst Zubehör) geworden. Erst weiter unten, im Beschreibungstext, erfahre der Verbraucher dann, dass nicht sämtliches Zubehör mitgeliefert würde.

Das LG Arnsberg hat entschieden, dass der Händler für die Ausgestaltung des Angebots hafte. Durch die Beauftragung von Amazon habe er einen willentlichen und adäquat kausalen Beitrag zu der Rechtsverletzung geleistet. Denn ohne jegliche Auftragserteilung wäre eine entsprechende Veröffentlichung nicht erfolgt. Eine solche Verpflichtung sei auch zumutbar und angemessen. Das LG Arnsberg bestätigte damit eine frühere Entscheidung der Kammer (Urteil vom 20.1.2015 – I–8 O 104/14 –).

Auch in dieser Entscheidung zeigt sich, dass der Online-Händler seine Angebote einer laufenden Überwachung unterziehen muss und nicht argumentieren kann, Veränderungen in seinem Angebot einschließlich des „anhängen“ an fremde Angebote erfolgten gegen seinen Willen in seien von ihm nicht zu vertreten.
Jeder Online-Händler wird in Zukunft sehr genau prüfen müssen, ob die Nutzung der Amazon– Plattform aufgrund der Haftungsrisiken und des Aufwandes für die Angebotsbeobachtung in Betracht kommt.

1.3
OLG Hamm: Amazon-Händler haftet für wettbewerbswidrige Weiterempfehlungsfunktion von Amazon

Das OLG Hamm hat die Weiterempfehlungsfunktion auf der Plattform Amazon ebenfalls als wettbewerbswidrig angesehen und die Haftung des Händlers bestätigt (Urteil vom 15.12.2014 -I-4 U 154/14-). 

Das LG Arnsberg hatte in der 1. Instanz den Anspruch noch abgelehnt (Urt. v. 30.10.2014 - Az.: I-8 O 121/14)).
Bei Verwendung der Amazon-Weiterempfehlungsfunktion erhält der angeschriebene Dritte eine ungewollte Werbe-Mail. Wird dort das beworbene Produkt angeklickt, wird der User auf das Amazon-Angebot des Händlers geführt. Webseiten anderer Amazon-Verkäufer werden regelmäßig nicht angezeigt.

Das OLG Hamm bejahte die Haftung des Händlers für die rechtswidrige Weiterempfehlungsfunktion von Amazon und argumentierte wie folgt: sucht sich ein Online-Händler eine bestimmte Verkaufsplattform aus, müsse er auch dafür sorgen, dass diese rechtmäßig agiere. Ein bloßer Verweis auf das Handeln von Amazon genüge zur eigenen Entlastung nicht. Dies gelte auch dann, wenn - wie im entschiedenen Fall - der Händler behaupte, faktisch keine Einwirkungsmöglichkeit zu haben.

Die Weiterempfehlungsfunktion bei Amazon sei rechtswidrig, da nach den vom BGH in der "Empfehlungs-E-Mail"-Entscheidung (Urteil vom 12.09.2013 -I ZR 208/12-) aufgestellten Grundsätzen eine unlautere Werbung vorliege.

Das OLG Hamm bestätigt führt mit diesem Urteil die vorherigen Entscheidungen des OLG Köln. Das OLG Köln hatte in zwei Verfahren (OLG Köln, Beschluss vom 23.09.2014 -6 U 115/14- und Urteil vom 28.05.2014 -6 U 178/13-) entschieden, dass ein Amazon-Händler für die irreführenden UVP-Preise von Amazon in Anspruch genommen werden kann.

Sollte sich Amazon in Zukunft weigern, die bisherige Praxis der Weiterempfehlungsfunktion abzuändern, so kann der betroffene Online-Händler auch hier Amazon auf Regress (Freistellung von den Kosten) in Anspruch nehmen, sofern er von einem Wettbewerber verklagt wird.
Sofern Amazon seine in mehrfacher Hinsicht rechtswidrige Praxis nicht aufgibt, droht der massenhafte Verlust von Online-Händlern auf dieser Plattform.
2.
In eigener Sache

Wir versenden diesen Newsletter an alle Mitglieder und Newsletter-Abonnenten. Der Newsletter wird einige Tage nach Versendung in unser Newsletter-Archiv eingestellt und ist dort per Download abrufbar. Der Newsletter enthält im Regelfall 2 oder 3 Beiträge zu aktuellen Themen, so dass Sie sich schnell einen Überblick verschaffen können. Dafür werden wir den Newsletter häufiger an Sie versenden. Wir hoffen, Sie dadurch schneller über aktuelle Entschei​dungen und Gesetzesvorhaben informieren zu können.

Mit den sog. Eilmeldungen informieren wir ausschließlich unsere Mitglieder über neue Entwicklungen. Sofern wir davon ausgehen können, dass bestimmte Themen nur für einen eingegrenzten Kundenkreis interessant sind, werden wir den Versand auf die​sen Kundenkreis beschränken. Ihren elektronischen Briefkasten möchten wir nicht unnötig füllen!

Den Inhalt der Eilmeldungen werden Sie im Regelfall ein paar Tage später als neuen Beitrag auf unserer Internetseite finden.

In den letzten Newslettern hatten wir schon die Erweiterung unserer Dienstleistun​gen und unseres Angebotes angesprochen. Sie finden einen Überblick in der Rubrik „Unser Angebot“.
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